Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 


Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Schaffung eines Straßenfonds und die Bundeshilfe für 
Straßenbau und -Unterhaltung (Verkehrsfinanzgesetz 1959) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Im Mineralölsteuergesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 5. Dezember 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1833) wird nach § 15 folgender neuer 
§16 angefügt; 

.§ 16 

Das Aufkommen aus diesem Gesetz ist nach Maß- 
gabe des Verkehrsfinanzgesetzes 1959 vom 

(Bundesgesetzbl. IS. . . .) zu verwenden." 


§ 2 

§ 5 Abs. 2 des Bundesfernstraßengesetzes vom 
6. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 903) erhält fol- 
gende Fassung; 

„(2) Die Gemeinden, deren fortgeschriebene Be- 
völkerung mehr als 20 000 Einwohner beträgt, sind 
bzw. werden mit dem auf das Jahr der Erreichung 
dieser Einwohnerzahl folgenden Haushaltsjahr Trä- 
ger der Baulast für Ortsdurchfahrten im Zuge der 
Bundesstraßen. " 


§ 3 

Das Verkehrsfinanzgesetz 1955 vom 6. April 1955 
(Bundesgesetzbl. I S. 166) wird wie folgt geändert: 

1. Abschnitt IV wird aufgehoben. 


2. Abschnitt V Artikel 2 erhält folgende“ Fassung: 

„Artikel 2 

Finanzierungsbeitrag 

Der Bund hat der Gesellschaft aus dem ihm 
zufließenden Aufkommen aus Abschnitt II die- 
ses Gesetzes in Ausführung des § 4 Abs. 2 des 
Bundesbahngesetzes vom 13. Dezember 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 955) — vorbehaltlich einer 
Minderung nach Abschnitt VI dieses Gesetzes — 
einen jährlichen Finanzierungsbeitrag von ein- 
hundertfünfundfünfzig Millionen Deutsche Mark 
zu leisten. Soweit das Aufkommen aus Ab- 
schnitt II dieses Gesetzes hierfür nicht ausreicht, 
wird der Finanzierungsbeitrag durch entspre- 
chende Zuweisung aus dem Straßenfonds — § 8 

des Verkehrsfinanzgesetzes 1959 vom 

(Bundesgesetzbl. IS ) — sichergestellt. Die 

Zahlungsverpflichtung des Bundes endet mit der 
Zahlung des Finanzierungsbeitrags für das 
zehnte Jahr, soweit der Vertrag nicht vorher 
nach Artikel 1 Abs. 2 widerrufen wird." 

3. Abschnitt VII wird aufgehoben, 

§ 4 

(1) Zur Finanzierung der Straßenbau- und -Unter- 
haltungsaufgaben des Bundes, der Länder, der 
Kreise und der Gemeinden werden das um die Be- 
triebshilfen nach Abschnitt III Artikel 4 des Ver- 
kehrsfinanzgesetzes 1955 geminderte Aufkommen 
aus der Mineralölsteuer und auf die Dauer von 
zehn Jahren 50 vom Hundert der Einnahmen aus 
Zöllen auf Mineralöl, soweit letztere vom Kraftver- 
kehr aufgebracht werden, sowie das Aufkommen 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 



Drucksadle 1275 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


aus der Kraftfahrzeugsteuer in einem Straßenfonds 
zusammengefaßt. Das Gesamtaufkommen wird in 
Höhe der Verpflichtung nach- § 8 dieses Gesetzes 
vermindert. 

(2) Aus dem verfügbaren Aufkommen des Stra- 
ßenfonds werden — nach Abzug etwaiger Ver- 
pflichtungen aus § 6 dieses Gesetzes — dem Stra- 
ßenbauhaushalt des Bundes SSVa vom Hundert 
(Bundesquote), der Länder 33 Vs vom Hundert (Län- 
derquote) und der Gemeinden 20 vom Hundert (Ge- 
meindequote) zugewiesen. Die restlichen 13 Vs vom 
Hundert stehen nach Maßgabe des § 5 Abs. 6 die- 
ses Gesetzes alljährlich zur Schwerpunktbildung zur 
Verfügung (Schwerpunktquote). 

(3) Die Zuweisungen aus dem Straßenfonds sind 
ausschließlich für den Straßenbau und die Straßen- 
unterhaltung zu verwenden. Kredite und Anleihen, 
die für diese Zwecke aufgenommen wurden, kön- 
nen aus diesen Mitteln bedient werden. 

(4) Die zweckgebundene Verwendung dieser Zu- 
weisungen ist durch Vertrag zwischen Bund und 
Ländern sicherzustellen. 

(5) Die Verwendung der zugewiesenen Mittel 
wird im "einzelnen durch die Haushaltspläne der be- 
treffenden Gebietskörperschaften geregelt. 


§ 5 

(1) Die für die Länder bestimmte Gesamtzuwei- 
sung (Länderquote) wird auf die Bundesländer und 
Berlin (West) wie folgt aufgeteilt: 

25 vom Hundert nach der auf volle 100 000 auf- 
oder abgerundeten Bevölke- 
rungszahl; 

25 vom Hundert nach der auf 100 qkm auf- oder 
abgerundeten Landesfläche; 

25 vom Hundert nach der auf 1000 auf- oder ab- 
gerundeten Zahl der zugelasse- 
nen Kraftfahrzeuge; 


25 vom Hundert nach der auf 10 km auf- oder 
* abgerundeten Länge der von 

den Ländern und Kreisen un- 
terhaltenen klassifizierten Stra- 
ßen. 


(2) Soweit Einzelzuweisungen auf Grund dieses 
Schlüssels das Eigenaufkommen der Kraftfahrzeug- 
steuer in einzelnen Ländern nicht erreichen, ver- 
bleibt es bei der Verwendung des gesamten Eigen- 
aufkommens aus der Kraftfahrzeugsteuer in diesen 
Ländern; sofern dadurch ein Fehlbetrag gegenüber 
der Länderquote entsteht, wird er aus den Mitteln 
nach § 4 Abs. 2 Satz 2 (Schwerpunktquote) dieses 
Gesetzes gedeckt. 


(3) Die für die Gemeinden bestimmte Gesamtzu- 
weisung (Gemeindequote) wird auf die Bundeslän- 
der und Berlin (West) wie folgt aufgeteilt: 

25 vom Hundert nach der auf volle 100 000 auf- 
oder abgerundeten Bevölke- 
rungszahl; 

25 vom Hundert nach der auf 100 qkm auf- oder 
abgerundeten Landesfläche; 


25 vom Hundert nach der auf 1000 auf- oder ab- 
gerundeten Zahl der zugelasse- 
nen Kraftfahrzeuge; 

25 vom Hundert nach der auf 10 km auf- oder 
abgerundeten Länge der von 
den Gemeinden des Landes un- 
terhaltenen Straßen. 

(4) Die Länder können Teile ihrer Zuweisung aus 
der Länderquote nachgeordneten Gebietskörper- 
schaften für deren Straßenbau- und -Unterhaltungs- 
aufgaben zur Verfügung stellen. 

(5) Die Länder regeln die Verteilung der auf sie 
entfallenden Anteile aus der Gemeindequote durch 
Gesetz. 

(6) Die nach § 4 Abs. 2 Satz 2 dieses Gesetzes zur 
Schwerpunktbildung bestimmten Mittel sollen nach 
Abzug des nach vorstehendem Absatz 2 zum Aus- 
gleich von Fehlbeträgen notwendigen Betrages als 
besondere Zuweisung in straßenbaulichen Schwer- 
punkten, zur Finanzierung des Wegebaues öffent- 
licher Nahverkehrsunternehmungen, zum Ausgleich 
in Notstandsgebieten oder zum Ausgleich unge- 
wöhnlich hoher Kosten bei geologisch oder geogra- 
phisch ungünstigen Voraussetzungen unbeschadet 
des Baulastträgers eingesetzt werden. Ihre Verwen- 
dung wird in jedem Einzelfall durch den Bundes- 
haushaltsplan festgestellt. 

(7) Der Bundesminister der Finanzen kann aus 
überplanmäßigen Einnahmen aus der Mineralöl- 
steuer und den Zöllen auf Mineralöl Vorgriffe auf 
Zuweisungen des folgenden Haushaltsjahres bewil- 
ligen. Mehrausgaben aus überplanmäßigen Einnah- 
men aus der Kraftfahrzeugsteuer sind im Straßen- 
fonds als Vorgriffe auf Zuweisungen aus der Län- 
derquote des folgenden Haushaltsjahres nachzuwei- 
sen. 


§ 6 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch die 
Bundesminister für Verkehr und der Finanzen zur 
Vorfinanzierung des Straßenfonds Kredite und An- 
leihen bis zum Gesamtbeträge von 1000 Millionen 
Deutsche Mark aufzunehmen. 


§ 7 

Aus dem Gesamtaufkommen des Straßenfonds 
wird der nach Abschnitt V Artikel 2 des Verkehrs- 
finanzgesetzes 1955 in der Fassung des § 3 Nr. 2 
dieses Gesetzes zu leistende Finanzierungsbeitrag 
für die Deutsche Bundesbahn, soweit die im Ver- 
kehrsfinanzgesetz 1955 vorgesehene Einnahme nicht 
ausreicht, durch entsprechende jährliche Zuweisun- 
gen sichergestellt. 


§ 8 

(1) Der Straßenfonds wird in Form eines jähr- 
lichen Verrechnungshaushalts beim Bundesminister 
für Verkehr geführt. Er ist im Rahmen des Einzel- 
plans 12 des Bundeshaushaltsplans entsprechend 
der Gliederung nach den Absätzen 2 und 3 nach- 
zuweisen. • 
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(2) Auf der Aufkommensseite des Straßenfonds 
werden die Einnahmen gemäß § 4 Abs. 1 dieses Ge- 
setzes aus der Mineralölsteuer, aus Zöllen auf 
Mineralöl sowie die Einnahmen aus der Kraftfahr- 
zeugsteuer und Einnahmenreste aus dem Vorjahr 
und Kredite und Anleihen nach § 6 dieses Gesetzes 
veranschlagt sowie die Verpflichtungen nach §7 die- 
ses Gesetzes festgestellt. 

(3) Die Verwendungsseite des Straßenfonds um- 
fast 

1. Zinsen und Tilgungsraten für Kredite und 
Anleihen (§6), 

2. Bundesquote, 

3. Länderquote, 

getrennt nach dem eigenen Aufkommen 
der Länder aus der Kraftfahrzeugsteuer 
(zur Verrechnung) und der Zuweisung aus 
dem Straßenfonds (Bundeshilfe), 

4. Gemeindequote, 

Zuweisung aus dem Straßenfonds (Bun- 
deshilfe), 

5. Schwerpunktquote 

a) für Vorhaben des Bundes, 

b) für Vorhaben der Länder (Bundeshilfe), 

c) für Vorhaben der Gemeinden (Bun- 
hilfe). 

§ 9 

(1) Zur Beratung aller mit dem. Straßenfonds zu- 
sammenhängenden Fragen beruft der Bundes- 
minister für Verkehr im Benehmen mit dem Bun- 
desminister der Finanzen, dem Bundesminister für 
Wirtschaft und den zuständigen Landbehörden 
einen Ausschuß aus Fachleuten des Bundes, der 
Länder und der Gemeinden. Den Vorsitz führt der 


Bundesminister für Verkehr oder sein Beauftragter. 
Der Ausschuß tritt mindestens zweimal im Jahr zu- 
sammen. Er soll insbesondere 

über den Einsatz der Schwerpunktquote (§ 5 Abs. 6) 
beraten, 

eine Koordinierung der Netz- und Bauplanung her- 
beiführen, 

einheitliche Mindestrichtlinien für den anzustreben- 
den Ausbauzustand und einheitliche Richtlinien für 
die technische Baudurchführung sowie Kalkulation 
und Vergabe festlegen, 

eine zusammengefaßte statistische Auswertung 
aller wichtigen, die Verkehrsplanung und den 
Straßenbau betreffenden Zahlen ermöglichen und 
dem allgemeinen Erfahrungsaustausch dienen. 

(2) Der Ausschuß kann zu seiner Unterstützung 
weitere Sachverständige hinzuziehen. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr berichtet 
dem Bundestag alljährlich über die Ergebnisse der 
Arbeit des Ausschusses. 

§ 10 

Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch- 
tigt, Unstimmigkeiten im Text des durch § 1 ge- 
änderten Gesetzes zu bereinigen und Neufassungen 
dieses Gesetzes im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 

§ 11 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs, 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4, Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. 

§ 12 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1960 in Kraft, 


Bonn, den 7. Oktober 1959 

Ollenhauer und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Begründung 

Die außerordentlichen und schnell wachsenden An- 
forderungen an ein heutigen verkehrswirtschaft- 
lichen und Verkehrssicherheitsbedürfnissen gerecht 
werdendes Straßennetz erfordern die Beseitigung 
des Mißverhältnisses zwischen der Verteilung der 
Straßenbaulasten und der Verteilung der Finanzie- 
rungsquellen. Sie machen die Zweckbindung der 
gesamten spezifischen Abgaben des Kraftverkehrs 
für den Straßenbau zu einer finanzwirtschaftlichen 
Notwendigkeit, um die Leistungsfähigkeit des 
Straßennetzes mit der ständig steigenden Zunahme 
des Kraftverkehrs in Einklang zu bringen. 

über 80 v. H. aller Verkehrsunfälle ereignen sich 
in geschlossenen Ortschaften, Die besonders in den 
Groß- und Mittelstädten schnell wachsenden Unfall- 
gefahren sind nur dann wirksam zu bekämpfen, 
wenn es gelingt, weitere Ballungen zu verhindern, 
den Stadtkernverkehr zu modernisieren und besser 
zu ordnen. Die hierbei den öffentlichen Nahver- 
kehrsunternehmungen zuwachsenden Aufgaben kön- 
nen von diesen nur gemeistert werden, wenn die 
für den Ausbau der Verkehrswege — insbeson- 
dere des sogenannten II. Weges — erforderlichen 
Mittel aus einer Schwerpunktreserve zur Verfügung 
gestellt werden. 
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